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Umfang der Mitteilungspflicht bei verständigungsbezogenen Gesprächen (gescheiterte Verständigung;

spätere Erklärung der Staatsanwaltschaft).

§ 243 Abs. 4 StPO; § 202a StPO; § 212 StPO; § 257c StPO

Leitsätze des Bearbeiters

1. Nach § 243 Abs. 4 S. 1 StPO teilt der Vorsitzende mit, ob Erörterungen nach den §§ 202a, 212 StPO

stattgefunden haben, wenn deren Gegenstand die Möglichkeit einer Verständigung (§ 257c StPO) gewesen

ist und wenn ja, deren wesentlichen Inhalt. Diese Pflicht gilt nach § 243 Abs. 4 Satz 2 StPO auch im weiteren

Verlauf der Hauptverhandlung, soweit sich Änderungen gegenüber der Mitteilung zu Beginn der

Hauptverhandlung ergeben haben. Sind Verständigungsgespräche mangels Bereitschaft des Angeklagten

gescheitert und ist dies in der öffentlichen Hauptverhandlung zutreffend mitgeteilt, ist eine zeitlich

nachfolgende Erklärung der Staatsanwaltschaft über ihre ebenfalls nicht bestehende

Verständigungsbereitschaft bedeutungslos und somit regelmäßig nicht mitzuteilen.

2. Die Mitteilungspflicht dient der Transparenz und Dokumentation des mit einer Verständigung

verbundenen Geschehens. Um dem Transparenzgebot gerecht zu werden, ist nicht nur der Umstand

mitzuteilen, dass es solche Erörterungen gegeben hat, sondern auch deren wesentlicher Inhalt. Hierzu

gehört in der Regel, wer an dem Gespräch teilgenommen hat, von welcher Seite die Frage einer

Verständigung aufgeworfen worden ist, welche Standpunkte die einzelnen Gesprächsteilnehmer vertreten

haben und ob sie bei den anderen Gesprächsteilnehmern auf Zustimmung oder Ablehnung gestoßen sind.

Das gilt auch dann, wenn eine Verständigung im Sinne des § 257c Abs. 3 StPO letztlich nicht zustande

gekommen ist.

3. Die Mitteilungspflicht dient einerseits dem Schutz des Angeklagten, der an den

Verständigungsgesprächen nicht teilgenommen hat, weil er gegebenenfalls sein Verteidigungsverhalten an

den Informationen über die gescheiterten Gespräche ausrichten kann. Andererseits wird dadurch

Transparenz geschaffen und eine Kontrolle durch die Öffentlichkeit ermöglicht.

Entscheidungstenor

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts Berlin I vom 12. Dezember 2025

wird verworfen.

Der Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels zu tragen.

Gründe

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen 13 Fällen des Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in

nicht geringer Menge, davon in einem Fall in Tateinheit mit Handeltreiben mit Cannabis, sowie wegen
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Beihilfe zum Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge in zwei Fällen und wegen

Handeltreibens mit Cannabis in vier Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jahren und sechs

Monaten verurteilt und eine Einziehungsentscheidung getroffen. Die mit einer Verfahrens- und der

Sachrüge geführte Revision des Angeklagten erweist sich als unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO

(vgl. Antragsschrift des Generalbundesanwalts). Der näheren Erörterung bedarf nur die Rüge eines

Verstoßes gegen die Mitteilungspflicht aus § 243 Abs. 4 Satz 2 StPO.

1. Ihr liegt folgendes Verfahrensgeschehen zugrunde:

Vor Beginn der Hauptverhandlung fand am 23. September 2025 auf Initiative der Vorsitzenden ein

Gespräch mit ihr und einer weiteren Richterin, den Vertreterinnen der Staatsanwaltschaft und den

Verteidigern statt. Hierbei regte die Vorsitzende die teilweise Einstellung des Verfahrens an und erklärte,

wie sie bei anderen Taten die Sache tatsächlich abweichend von der Anklageschrift einschätze.

Anschließend äußerten die Vertreterinnen der Staatsanwaltschaft, dass sie sich eine

Gesamtfreiheitsstrafe zwischen acht Jahren und acht Jahren und sechs Monaten als tat- und

schuldangemessen vorstellen könnten. Die Vorsitzende gab als Strafvorstellung der Kammer -

vorbehaltlich der Beratung mit den Schöffen und dem abwesenden Berichterstatter - eine

Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jahren und zehn Monaten und sieben Jahren und vier Monaten an,

wobei dies angesichts der Vielzahl der Fälle von den angeregten Teileinstellungen unabhängig sei. Die

Verteidiger gaben hierzu keine Stellungnahme ab. Die Vorsitzende bat alle Verfahrensbeteiligten um

Mitteilung bis zum 17. Oktober 2025, ob sie dem Vorschlag der Strafkammer zustimmen könnten. Einer

der Verteidiger teilte schriftlich mit, bis zu diesem Termin urlaubsbedingt keine Rücksprache mit dem

Angeklagten halten zu können; die Vorsitzende erwiderte, die Hauptverhandlung dann ohne zu

erwartendes Geständnis zu planen.

Am ersten Hauptverhandlungstag, dem 27. Oktober 2025, teilte die Vorsitzende nach Verlesung der

Anklageschrift mit, dass Verständigungsgespräche stattgefunden hätten. Sie verlas dazu den über das

Vorgespräch gefertigten inhaltlich zutreffenden Vermerk und das Schreiben des Verteidigers; zudem

teilte sie mit, dass eine Reaktion der Staatsanwaltschaft bislang nicht erfolgt sei. Daraufhin erklärten die

Verteidiger, an einer Verständigung nicht interessiert zu sein. Die Vorsitzende stellte anschließend fest,

dass eine Verständigung nicht zustande gekommen sei, und erklärte, es bestehe keine Bindung des

Gerichts an den mitgeteilten Vorschlag. Nach Belehrung äußerte sich der Angeklagte teilgeständig zu

einzelnen Anklagepunkten. Er wurde an den Folgeterminen zur Sache weiter vernommen; hierbei

erklärte er sich auch zu anderen Taten. Nach weiteren Beweiserhebungen, insbesondere zu EncroChat-

Inhalten, erteilte die Vorsitzende umfangreiche rechtliche Hinweise und gab die vorläufige Einschätzung

der Kammer zur Sach- und Rechtslage bekannt. Dies war mit der Anregung verbunden, in einzeln

bezeichneten Fällen nach § 154 Abs. 2 StPO und § 154a Abs. 2 StPO zu verfahren.

Zu einer Vielzahl dieser Anregungen äußerte sich die zuständige Staatsanwältin per E-Mail zustimmend.

In einer weiteren E-Mail vom 27. November 2025 erklärte sie, gegen die Einstellung eines Falls keine

Bedenken zu haben, bei drei Taten aber einer Einstellung nicht zustimmen zu wollen. Zudem regte sie die

Verlesung weiterer Chatnachrichten und einen weiteren rechtlichen Hinweis an. Die an die Verteidiger

zur Kenntnisnahme weitergeleitete E-Mail enthielt zudem folgenden Satz: „Eine etwaige Verständigung

kommt nach nochmaliger Überprüfung nach derzeitiger Würdigung ebenfalls nicht in Betracht.“

Am nächsten Hauptverhandlungstag kam es auf Antrag der Staatsanwaltschaft zur Einstellung mehrerer

Tatvorwürfe nach § 154 Abs. 2 StPO und zu einer Beschränkung nach § 154a Abs. 2 StPO, zudem wurden

weitere rechtliche Hinweise erteilt. Der Angeklagte ließ sich erneut zur Sache ein, es folgten weitere

Hinweise. Die Vorsitzende stellte fest, dass zwar Verständigungsgespräche geführt worden seien, aber

keine Verständigung nach § 257c StPO zustande gekommen sei. Über die ausdrückliche Ablehnung einer

Verständigung durch die Staatsanwaltschaft in der E-Mail vom 27. November 2025 berichtete sie in
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öffentlicher Hauptverhandlung nicht. Die Revision sieht darin einen Verstoß gegen § 243 Abs. 4 Satz 2

StPO.

2. Der gerügte Rechtsfehler liegt nicht vor.

a) Nach § 243 Abs. 4 Satz 1 StPO teilt der Vorsitzende mit, ob Erörterungen nach den §§ 202a, 212 StPO

stattgefunden haben, wenn deren Gegenstand die Möglichkeit einer Verständigung (§ 257c StPO)

gewesen ist und wenn ja, deren wesentlichen Inhalt. Diese Pflicht gilt nach § 243 Abs. 4 Satz 2 StPO auch

im weiteren Verlauf der Hauptverhandlung, soweit sich Änderungen gegenüber der Mitteilung zu Beginn

der Hauptverhandlung ergeben haben.

Die Mitteilungspflicht dient der Transparenz und Dokumentation des mit einer Verständigung

verbundenen Geschehens. Um dem Transparenzgebot gerecht zu werden, ist nicht nur der Umstand

mitzuteilen, dass es solche Erörterungen gegeben hat, sondern auch deren wesentlicher Inhalt. Hierzu

gehört in der Regel, wer an dem Gespräch teilgenommen hat, von welcher Seite die Frage einer

Verständigung aufgeworfen worden ist, welche Standpunkte die einzelnen Gesprächsteilnehmer

vertreten haben und ob sie bei den anderen Gesprächsteilnehmern auf Zustimmung oder Ablehnung

gestoßen sind. Das gilt auch dann, wenn eine Verständigung im Sinne des § 257c Abs. 3 StPO letztlich

nicht zustande gekommen ist (st. Rspr.; vgl. nur BGH, Beschluss vom 10. August 2023 - 3 StR 93/23, NStZ

2024, 125 mwN). Die Mitteilungspflicht dient einerseits dem Schutz des Angeklagten, der an den

Verständigungsgesprächen nicht teilgenommen hat, weil er gegebenenfalls sein Verteidigungsverhalten

an den Informationen über die gescheiterten Gespräche ausrichten kann. Andererseits wird dadurch

Transparenz geschaffen und eine Kontrolle durch die Öffentlichkeit ermöglicht (vgl. BVerfG, Beschluss

vom 4. Februar 2020 - 2 BvR 900/19 Rn. 26 mwN, NJW 2020, 2461).

b) Nach diesen Maßstäben liegt in dem von der Revision beanstandeten Satz aus der E-Mail der

Staatsanwaltschaft vom 27. November 2025 keine Änderung im Sinne von § 243 Abs. 4 Satz 2 StPO, die

mitteilungsbedürftig gewesen wäre.

Es fand eine ausreichende Unterrichtung des Angeklagten und der Öffentlichkeit über die

verständigungsrelevanten Umstände statt. Die Vorsitzende hatte sowohl den Angeklagten wie auch die

Öffentlichkeit zu Beginn der Hauptverhandlung darüber informiert, dass zuvor Gespräche zwischen den

Verfahrensbeteiligten stattgefunden hatten, in denen von Staatsanwaltschaft und Gericht

unterschiedliche Strafvorstellungen thematisiert worden waren. Zudem hatte die Vorsitzende darauf

hingewiesen, dass eine Stellungnahme der Staatsanwaltschaft zur Strafvorstellung des Gerichts bis dahin

nicht erfolgt war. Als Reaktion auf diese Vorgänge erklärten die Verteidiger für den Angeklagten, an einer

Verständigung nicht interessiert zu sein, woraufhin die Vorsitzende förmlich klarstellte, dass eine

Verständigung nicht zustande gekommen und die Strafkammer an die von ihr geäußerte Strafvorstellung

nicht gebunden sei. Damit wurde sowohl dem Angeklagten wie auch der Öffentlichkeit in öffentlicher

Hauptverhandlung klar und eindeutig vor Augen geführt, dass die bisherigen

Verständigungsbemühungen gescheitert waren. Weitere Verständigungsversuche gab es in der Folgezeit

nicht.

Vor diesem Hintergrund erweist sich die von der Revision für mitteilungsbedürftig gehaltene deutlich

spätere Erklärung der Staatsanwaltschaft, eine etwaige Verständigung käme nach nochmaliger

Überprüfung ebenfalls nicht in Betracht, als rechtlich belanglos. Mangels Zustimmung des Angeklagten

zum ursprünglichen Verständigungsvorschlag schied eine Verständigung ohnehin aus (vgl. § 257c Abs. 3

Satz 4 StPO). Einen anderen Vorschlag als den abgelehnten hatte das Gericht nicht unterbreitet. Die

Mitteilung der prozessual bedeutungslosen Information, dass nach Scheitern der Verständigung auch für

die Staatsanwaltschaft eine solche nicht in Betracht komme, konnte weder für die Öffentlichkeit noch für

den Angeklagten Relevanz haben. Denn sowohl die Öffentlichkeit wie auch der Angeklagte wussten nach
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dem Prozessgeschehen in der Hauptverhandlung und den Mitteilungen über den Inhalt des

Vorgesprächs, dass keine Verständigung zustande gekommen war und anschließend auch keine neuen

Verständigungsvorschläge im Raum standen. Die Staatsanwaltschaft hatte zudem zu keinem Zeitpunkt

ihre Zustimmung zum ursprünglichen Verständigungsvorschlag des Gerichts erteilt, wobei die Ablehnung

und das Ausbleiben der Zustimmung dieselben prozessualen Auswirkungen haben (vgl. § 257c Abs. 3

Satz 4 StPO). An dieser Sachlage änderte die rechtlich irrelevante Äußerung der Staatsanwaltschaft

nichts. Ein Informationsdefizit hinsichtlich eines verständigungsrelevanten Geschehens lag daher weder

für die Öffentlichkeit noch den Angeklagten vor.

Es ist auch nicht ersichtlich, welchen Einfluss die von der Revision vermisste Information auf das

Prozessverhalten des ohne Verständigung überwiegend geständigen Angeklagten gehabt haben soll.

Denn er wusste ohnehin, dass die bisherigen Verständigungsbemühungen am Fehlen seiner Zustimmung

gescheitert waren, kein neuer Verständigungsvorschlag unterbreitet worden war und die

Staatsanwaltschaft kein Einverständnis mit dem früheren Vorschlag des Gerichts erklärt hatte.
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